
 
 
Bericht über die Sitzung der Vollversammlung am 16. Juni 2015 
 
Frau Präses Kühn begrüßt Mitglieder und Gäste der Vollversammlung. Anschließend 
verpflichtet sie Herrn Wolfgang Burmeister aus Bad Segeberg als neues Mitglied in der 
Vollversammlung als Nachrücker für den ausgeschiedenen Dr. George. 
 
TOP: Wahl eines Wahlausschusses für die Vollversammlungswahl 
 
Im zweiten Halbjahr 2015 steht die Wahl einer neuen Vollversammlung der IHK zu Lübeck 
an. Die Vollversammlung wählt aus ihrer Mitte Frau Holst und die Herren Bertermann, Dr. 
Probst, Prölß und Woelke als Mitglieder des Wahlausschusses für die Durchführung der 
Vollversammlungswahl 2015. 
 
TOP: Neuer Vorsitzender des Handelsausschusses der IHK zu Lübeck 
 
Durch das Ausscheiden von Herrn Dr. George ist der Vorsitz im Handelsausschuss der IHK 
zu Lübeck neu zu besetzen. Die Vollversammlung beschließt einstimmig die Neubesetzung 
des Vorsitzes des Handelsausschusses der IHK zu Lübeck durch Herrn Manfred Ohldag, 
Geschäftsführer der Mega Company Mölln GmbH und seit Jahren Vollversammlungsmitglied 
der IHK zu Lübeck. 
 
TOP: Aktuelles aus der IHK Schleswig-Holstein und der IHK zu Lübeck 
 
Positionspapier der IHK Schleswig-Holstein „Für eine starke Industrie in Schleswig-
Holstein“ 
 
Der Hintergrund des Papiers ist die Erkenntnis aus der Finanzkrise 2008/2009, dass das 
verarbeitende Gewerbe insgesamt nicht nur eine hohe wirtschaftliche Bedeutung besitzt, 
sondern auch eine stabilisierende Wirkung auf die Gesamtwirtschaft hat. Das Ziel des 
Positionspapiers ist daher, die Industriestruktur in Schleswig-Holstein zu analysieren und 
diese Analyse mit Forderungen zur Verbesserung der Standortbedingungen zu verbinden. 
Grundlage der Analyse ist eine Unternehmensbefragung bei über 2.200 Unternehmen in 
Schleswig-Holstein, die im September und Oktober 2014 durchgeführt wurde. Der 
Schwerpunkt der Befragung lag auf der Standortzufriedenheit, wobei einerseits die 
Bedeutung einzelner Standortfaktoren ermittelt, und andererseits die Zufriedenheit mit 
diesen Faktoren abgefragt wurde. Aus den Umfrageergebnissen wurde der jeweilige 
Handlungsdruck abgeleitet, d.h. Faktoren mit hoher Bedeutung aber geringer Zufriedenheit 
ergeben einen hohen Handlungsdruck. 
 
Die Umfrage ergab bei folgenden Standortfaktoren einen besonders hohen Handlungsdruck: 
• Breitbandanbindung, 
• Energiekosten/ Strompreise, 
• Verfügbarkeit von Fachkräften und 
• die überregionale Erreichbarkeit (Verkehrsinfrastruktur). 
 
Aus diesem Handlungsdruck werden im Positionspapier einzelne Forderungen abgeleitet. 
 
Die inhaltliche Abstimmung des Papiers erfolgte sowohl über das Hauptamt als auch über 
die Fachgremien aller drei Kammern in Schleswig-Holstein. Das Präsidium der IHK zu 
Lübeck empfiehlt die Freigabe des Positionspapiers über einen Beschluss. 
  
Die Vollversammlung beschließt mit 28 Ja-Stimmen und einer Stimmenthaltung die Freigabe 
des Positionspapiers der IHK Schleswig-Holstein „Für eine starke Industrie in Schleswig-
Holstein“. 



 
 
Resolution der IHK Schleswig-Holstein zur Erbschaftsteuer 
 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 17. Dezember 2014 die 
Verschonungsregelungen bei Betriebsvermögen teilweise für verfassungswidrig erklärt. Die 
Neuregelungen müssen bis zum 30. Juni 2016 umgesetzt werden. Am 2. Juni 2015 wurde 
ein Referenten-entwurf vorgelegt und dieser geht zu Lasten der Unternehmen weit über die 
vom Bundes-verfassungsgericht geforderten Anpassungen hinaus. 
Der Arbeitskreis Steuern der IHK Schleswig-Holstein hat sich in seiner letzten Sitzung am 
28. April 2015 mit dem ursprünglich veröffentlichten Eckpunktepapier des BMF beschäftigt 
und eine Resolution erarbeitet, die als Grundlage für die anstehenden Stellungnahmen und 
Politikgespräch dienen soll. Die dort erarbeiteten Grundsätze gelten auch für den vorliegen-
den Referentenentwurf. Sollte dieser in der vorliegenden Form umgesetzt werden, ist davon 
auszugehen, dass – anders als noch im Koalitionsvertrag zugesagt - es zu einer Steuerer-
höhung und Bürokratiezunahme, insbesondere bei größeren Unternehmen kommen wird. 
Der Generationswechsel dieser regional wichtigen Familienunternehmen wird damit 
zusätzlich belastet. 
Der Gesetzgeber sollte die in der Resolution enthaltenen Forderungen bei der Erbschaft-
steuerreform berücksichtigen, so dass auch größere mittelständische Unternehmen – soweit 
möglich – ohne Substanzverlust und weitere Steuerbürokratie von einer Generation auf die 
nächste übertragen werden können. 
 
Die Vollversammlung beschließt einstimmig die Resolution zur Erbschaftsteuer. 
 
Fachbeitrag „Anforderungen für den möglichen Erhalt der Bäderbahn“ 
 
Die Ergebnisse des Raumordnungsverfahrens für die Schienenanbindung des Fehmarnbelt-
Tunnels haben den Anlass für die Erarbeitung des Fachbeitrags gegeben. Das 
Raumordnungsverfahren hatte 2014 festgestellt, dass ein teilweiser Neubau der Trasse 
entlang der Autobahn A1 die raumverträglichste Variante für die Anbindung darstellt. Damit 
verbunden wäre jedoch gleichzeitig die Stilllegung der Bahnstrecke zwischen Ratekau und 
Sierksdorf, so dass die Bäderorte nicht mehr unmittelbar an die Bahnstrecke angebunden 
wären. Mit dem Fachbeitrag sollten von unabhängiger Seite Argumente für und wider den 
Erhalt der Bäderbahn erarbeitet werden. 
Die Gutachter kamen in dem Fachbeitrag zu dem Ergebnis, dass der Erhalt der Bäderbahn 
unter bestimmten Voraussetzungen ein Gewinn für die Region ist. 
Inzwischen erfolgte die öffentliche Präsentation des „Fachbeitrages“ in der Kreisverwaltung 
Ostholstein am 23. März 2015 sowie eine Vorstellung im Wirtschaftsausschuss des 
schleswig-holsteinischen Landtages am 29. April 2015. Die Mehrheit der Mitglieder des 
Wirtschaftsausschusses stand einer Aufgabe der Bäderbahn kritisch gegenüber. 
Die Deutsche Bahn AG treibt die Planung für die Schienenanbindung weiter voran. Bis zum 
Sommer soll die sogenannte Vorplanung abgeschlossen sein, die den geplanten 
Trassenverlauf erstmalig parzellenscharf darstellen wird. Nach der Sommerpause wird die 
Deutsche Bahn AG die Vorplanung in mehreren Veranstaltungen in der Region präsentieren. 
 
Der Ausschuss für Verkehr und Infrastruktur und der Wirtschaftsbeirat Ostholstein der IHK zu 
Lübeck haben in einer gemeinsamen Sitzung am 27. Mai 2015 grundsätzlich den Erhalt der 
Bäderbahn eingefordert und die Geschäftsführung der IHK gebeten, die mit einer Einstellung 
der Strecke verbundenen regionalökonomischen Effekte ggfs. extern zu ermitteln, 
gleichzeitig aber auch den Nutzen des Projektes im Blick zu halten. Wichtig sei, dass ein 
verträglicher Kompromiss für die Region in Ostholstein gefunden werde. 
  
Die Vollversammlung nimmt den Bericht zur Kenntnis.  
 
 



 
 
Entwicklung eines bilingualen Grundschulangebots in Lübeck 
 
Der gegenwärtige Bearbeitungsstand zur Entwicklung eines bilingualen 
Grundschulangebotes in Lübeck wird dargestellt. Betont wird, dass die Arbeiten in Lübeck 
als „Blaupause“ für ähnliche Vorhaben in den Landkreisen dienen sollen. Gleichzeitig wird 
darauf hingewiesen, dass ein bilingualer Unterricht durch den Staat sicherzustellen sei und 
nicht Aufgabe der Wirtschaft sein könne. Die Vollversammlung ist sich darin einig, dass 
einerseits ein solches Angebot notwendig und auf alle Schularten auszuweiten sei, und dass 
der Staat nicht aus seiner Verantwortung gelassen werden dürfe und andererseits die 
Unternehmen nicht warten sollten, bis die Bildungspolitik Willens und in der Lage sei, selber 
dieses Thema zu bewegen. 
 
Die Vollversammlung nimmt den Bericht zustimmend zur Kenntnis.  
 
Informationen aus den IHK-Gremien 
 
Initiative zur Änderung der Abfallwirtschaftssatzung in Ostholstein 
 
Am 8. Dezember 2014 hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Ostholstein 
einer von der Wirtschaft vorgeschlagene Änderung der Abfallsatzung zugestimmt. Damit 
fanden 1,5 Jahre intensive Interessenvertretung für die regionale private Wirtschaft ein 
erfolgreiches Ende. Ausgehend von einem ersten Gespräch am 9.Juli 2013 mit einem 
betroffenen Unternehmen aus Ostholstein, dem Unternehmerverband Ostholstein-Plön und 
der IHK zu Lübeck haben die Handwerkskammer Lübeck, der DEHOGA Kreisverband 
Ostholstein e.V., der Verband der Campingunternehmer S. H. e. V., die 
Kreishandwerkerschaft Ostholstein, der Unternehmensverband Ostholstein-Plön e.V. und die 
IHK zu Lübeck mit einem Anschreiben im November 2013 an die Kreispolitiker in Ostholstein 
einen Interessenvertretungsprozess für die regionale Wirtschaft gestartet. 
Die zum 1. Januar 2012 geänderte Abfallwirtschaftssatzung des ZVO schrieb 
Pflichtabfalltonnen mit Mindestgrößen für hausmüllähnliche Gewerbeabfälle vor, ohne auf die 
Möglichkeit einer Befreiung von dieser Pflicht hinzuweisen. Die Befreiung ist möglich, wenn 
keine entsprechenden Abfälle zur Entsorgung anfallen, da eine vollständige Verwertung 
gewerblicher Abfälle im Sinne einer Kreislaufwirtschaft stets Vorrang haben sollte. 
Die enge Zusammenarbeit aller regionalen Wirtschaftsverbände unter der Führung der IHK 
zu Lübeck war einmalig und hat für die betroffenen Unternehmen 
Entsorgungskostenerhöhungen (z.B. für ein Unternehmen, dass bisher vollständig seine 
Abfälle verwertet, jährlich Mehrkosten von 200.000 Euro) vermieden und der zunehmenden 
Verdrängung privater Entsorgungsunternehmen durch die öffentlich-rechtlichen Entsorger 
einen kleinen Riegel vorgeschoben. 
 
Die Vollversammlung nimmt den Bericht zur Kenntnis. 
  
Kooperation Wirtschaft und Wissenschaft 
 
Zum Abschluss der Sitzung der Vollversammlung referieren zum Thema 
 
„Bedeutung der Stiftungsuniversität für die HanseBelt Region“ 
Herr Prof. Dr. med. Hr. h. c. Hendrik Lehnert, 
Präsident der Universität zu Lübeck  
 
und zum Thema 
 
„Stiftungsprofessur Entrepreneurship – Gründungsaktivitäten auf dem Lübecker Campus“ 



 
 
Herr Prof. Dr. Christian W. Scheiner, Universität zu Lübeck, Institut für Entrepreneurship und 
Business Development 
 
Präses Kühn dankt den Gastreferenten für ihre Ausführungen und freut sich auf weitere 
intensive Zusammenarbeit mit beiden Hochschulen. Sie schließt die Vollversammlung mit 
Dank an die Gastgeber für die freundliche Aufnahme. 
 
Lübeck, 19. August 2015 


